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Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 11.
Januar 2002 wird zurÃ¼ckgewiesen. Die Beklagte hat dem KlÃ¤ger auch die Kosten
des Berufungsverfahrens zu erstatten. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Streitig ist die Anerkennung einer weiteren Unfallfolge.

Der 1958 geborene KlÃ¤ger erlitt am 26. Oktober 1988 einen Arbeitsunfall, als er
sich bei der Teilnahme an einem Reservistenmarsch der Nationalen Volksarmee der
ehemaligen DDR wegen Ã�berbeanspruchung eine Phlebothrombose linkes Bein
zuzog. Der Unfall wurde vom FDGB als Arbeitsunfall anerkannt.

Am 5. August 1991 stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf GewÃ¤hrung einer
Verletztenrente. Mit Bescheid vom 24. Mai 1993 gewÃ¤hrte die Beklagte dem
KlÃ¤ger eine Verletztenrente nach einer Minderung der ErwerbsfÃ¤higkeit (MdE)
von 20 v.H â�¦ Sie erkannte ein postthrombotisches Syndrom mit ausgedehnter
Phlebothrombose des linkes Unterschenkels mit Schwellneigung und
BewegungseinschrÃ¤nkung als Unfallfolge an.
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Am 29. September 1997 wurde bei dem KlÃ¤ger der Befund eines ca. 1 cm groÃ�en
Ulcus an der linken KnÃ¶chelinnenseite durch die Internistin Dr. N festgestellt. Das
GeschwÃ¼r war am 30. Oktober 1997 abgeheilt.

Am 9. September 1998 erlitt der KlÃ¤ger, bei dem am 1. September 1998 eine
partielle Resektion des Innenmeniskus rechts vorgenommen wurde, eine
Lungenembolie, wegen der er sich vom 9. September bis 1. Oktober 1998 in
stationÃ¤rer Behandlung des E Krankenhauses K E H befand. In dem
Entlassungsbericht vom 3. November 1998 wurde auf eine familienanamnestisch
bestehende erhÃ¶hte Thrombosebelastung verwiesen. Ein Ã¤tiologischer
Zusammenhang mit der Meniskusoperation sei anzunehmen, auch da mittels
Duplexuntersuchung keine TVT sowie im Labor kein Protein-C- und -S-Mangel und
keine APC Resistenz habe nachgewiesen werden kÃ¶nnen.

Aus dem beigezogenen Entlassungsbericht Ã¼ber die Rehabilitation in der B Klinik
in B, die von der Bahn-Versicherungsanstalt in der Zeit vom 12. Oktober bis 2.
November 1998 gewÃ¤hrt wurde, ergibt sich, dass die Emboliequelle auch bei
ausfÃ¼hrlicher Suche nicht mehr zu sichern gewesen sei.

Am 3. Mai 1999 stellte der KlÃ¤ger einen Antrag auf Ã�berprÃ¼fung der HÃ¶he der
MdE. Im Auftrag der Beklagten erstattete der Privat-Dozent Dr. H,
GefÃ¤Ã�chirurgische Klinik des Klinikum B, am 30. Juni 1999 ein
gefÃ¤Ã�chirurgisches Gutachten, in dem er zu dem Ergebnis kam, dass seit dem
22. September 1997 durch das vorÃ¼bergehende Auftreten eines
UnterschenkelgeschwÃ¼rs fÃ¼r die Zeit vom 22. September bis 30. Oktober 1997
und die jetzt noch vorhandenen sekundÃ¤ren HautverÃ¤nderungen mit
zunehmenden Stauungssymptomen seit 30. Oktober 1997 eine Ã�nderung im
Gesundheitszustand des KlÃ¤gers eingetreten sei. Aufgrund der eindeutigen
Verschlimmerung betrage die MdE ab September 1997 30 v. H â�¦ Die
Lungenembolie sei im Zusammenhang mit einer Operation am Kniegelenk
aufgetreten. Es habe bei dem KlÃ¤ger perioperativ eine Summe von Risikofaktoren
fÃ¼r thrombo-embolische Komplikationen vorgelegen wie mÃ¶gliches genetisches
Thromboserisiko, konstitutionelles Risiko wie Ã�bergewicht und Hypertonie,
typisches Thromboembolierisiko bei Eingriffen an den groÃ�en Gelenken, hohes
Thromboembolierisiko bei notwendigen Operationen bei bereits durchgemachter
Phlebothrombose sowie die vorhandenen Folgen der durchgemachten
Phlebothrombose 1988 in Form eines gestÃ¶rten venÃ¶sen Abflusses an den linken
Unterschenkelvenen. Jeder dieser Risikofaktoren allein kÃ¶nne AuslÃ¶ser einer
erneuten Thromboembolie (Lungenembolie) sein. Es habe auch durch die
vorgenommenen Untersuchungen der tiefen Venen unmittelbar nach dem akuten
Lungenembolieereignis nicht nachgewiesen werden kÃ¶nnen, in welchen tiefen
Venen die die Lungenembolie verursachenden Thromben entstanden seien.
Naheliegende MÃ¶glichkeiten wÃ¤ren: Venen des operierten rechten Beines, die
vorgeschÃ¤digten Venen des linken Beines oder ortsferne Venen der Beckenregion,
was auch nicht selten festzustellen sei. Es sei deshalb nicht gerechtfertigt, die
anerkannten Unfallfolgen als alleinige Ursache oder Ã¼berwiegende Ursache fÃ¼r
die erlittene Lungenembolie anzunehmen. Die anerkannten Unfallfolgen kÃ¶nnten
auch nicht wesentliche Teilursache der Lungenembolie sein, denn ein
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postthrombotisches Syndrom stelle zehn Jahre nach dem akuten Ereignis unter
entsprechender Behandlung kein hÃ¶heres Lungenembolierisiko dar als die anderen
Faktoren.

Mit Bescheid vom 23. September 1999 gewÃ¤hrte die Beklagte dem KlÃ¤ger ab 1.
November 1997 eine Verletztenrente nach einer MdE von 30 v. H â�¦ Die
Unfallfolgen hÃ¤tten sich verschlimmert, insbesondere sei es nach dem
vorÃ¼bergehenden Auftreten eines StauungsgeschwÃ¼res am linken
Unterschenkel zu sekundÃ¤ren HautverÃ¤nderungen mit zunehmenden
Stauungssymptomen und daraus folgenden BewegungseinschrÃ¤nkungen
gekommen. UnabhÃ¤ngig von den Unfallfolgen bestehe bei dem KlÃ¤ger ein
Bluthochdruckleiden, Ã�bergewicht, ein Krampfaderleiden am linken Oberschenkel,
Zustand nach Lungenembolie nach Meniskusoperation im September 1998 mit
RestpertusionsstÃ¶rungen der linken Lunge. Dagegen legte der KlÃ¤ger u.a. wegen
der Nichtanerkennung der Lungenembolie als Unfallfolge Widerspruch ein, den die
Beklagte mit Widerspruchsbescheid vom 30. Mai 2000 zurÃ¼ckwies.

Mit der dagegen bei dem Sozialgericht Berlin erhobenen Klage hat der KlÃ¤ger sein
Ziel, die Anerkennung der Lungenembolie als Unfallfolge zu erreichen, weiter
verfolgt.

Das Sozialgericht hat Prof. Dr. B, Chefarzt der chirurgischen Abteilung des
Krankenhaus am U, mit der Untersuchung und Begutachtung des KlÃ¤gers
beauftragt. Dieser ist in seinem Gutachten vom 12. Dezember 2000 zu dem
Ergebnis gekommen, dass die Lungenarterienembolie als wesentliche
Verschlimmerung eines unfallunabhÃ¤ngigen Leidens auf den Unfall vom

26. Oktober 1988 zurÃ¼ckzufÃ¼hren sei. Die vorausgegangene Thrombose habe
bei dem KlÃ¤ger das Risiko einer neuerlichen Thrombose ganz erheblich verstÃ¤rkt
und dieses Risiko habe sich verwirklicht. Auch jetzt noch lÃ¤gen Perfusions- und
VentilationsstÃ¶rungen vor, die eine Dyspnoe bei dem KlÃ¤ger verursachten. Ob
sich daraus lÃ¤ngerfristig eine Rechtsherzinsuffizienz etablieren werde, kÃ¶nne vor
hier aus nicht gesagt werden.

Dazu hat die Beklagte ein Gutachten nach Aktenlage durch Prof. Dr. V, Chefarzt der
Abteilung fÃ¼r Unfall- und Handchirurgie des Klinikum H, vom 7. MÃ¤rz 2001
vorgelegt, der ausfÃ¼hrt, eine neue Thrombose habe nicht lokalisiert, jedoch fÃ¼r
beide Beine ausgeschlossen werden kÃ¶nnen. Damit sei der Zusammenhang mit
dem anerkannten "Wehrdienstschaden" aus dem Jahre 1988 nicht gegeben, er sei
sogar unwahrscheinlich.

In einer ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 27. April 2001 hat Prof. Dr. B
festgestellt, es bestehe Ã¼berhaupt kein Zweifel daran, dass das Ã�berstehen einer
Lungenembolie oder einer venÃ¶sen Thrombose zum Auftreten neuerlicher
Thrombosen disponiere. Eine Lungenarterienembolie kÃ¶nne nur auf der Basis einer
venÃ¶sen Thrombose entstanden sein. Dabei sei es vÃ¶llig unerheblich, ob zum
Zeitpunkt der Erkennung der Embolie noch Thromben vorgelegen hÃ¤tten oder
nicht. Es sei hÃ¤ufig so, dass bei Lungenembolien die Streuquelle, d. h. der Ort der

                               3 / 8



 

Thrombose, nicht aufgefunden werden kÃ¶nne, mÃ¶glicherweise weil der einzige
Thrombus, der bestanden habe, in die Lunge embolisiert worden sei. Es kÃ¶nne
aber ebenso sein, dass der Thrombus, der embolisiert worden sei, in einer Region
entstanden sei, die der Diagnostik nicht zugÃ¤nglich sei. Die Lokalisation als solche
sei fÃ¼r die KausalitÃ¤t jedoch vÃ¶llig irrelevant. Die Kausalkette zwischen den
durchgemachten Thrombosen sei wie folgt anzusetzen: 1988 Erleiden einer
venÃ¶sen Thrombose, darauf erhÃ¶hte, durch die Thrombose erworbene
Thrombosebereitschaft, darauf wiederum Auftreten einer venÃ¶sen Thrombose bei
einem Eingriff niedrigen Risikogrades. Dass bei dem KlÃ¤ger eine
unfallunabhÃ¤ngige Thrombophilie vorliege, sei unzutreffend. Die von dem KlÃ¤ger
durchgemachte Operation sei normalerweise nicht thrombosegeneigt, nur auf dem
Boden der postthrombotischen Thrombosebereitschaft sei es hier zu einer
Rezidivthrombose gekommen. Es kÃ¶nne zusammengefasst kein Zweifel daran
bestehen, dass die stattgehabte Lungenembolie im Sinne einer wesentlichen
PrÃ¤disposition mit dem von der Beklagten anerkannten Leiden in Zusammenhang
stehe.

In einer weiteren Stellungnahme vom 13. Juni 2001 ist Prof. Dr. V bei seiner
Auffassung geblieben, eine erhÃ¶hte Disposition zu einer Thrombose beweise nicht,
dass in diesem Fall aus der frÃ¼heren Thrombose eine neue Lungenembolie
abzuleiten sei. Da eine Knieoperation ein nicht unerhebliches Risiko einer
Thrombose mit nachfolgender Embolie in sich trage, sei der Beweis nicht zu
erbringen, dass nicht doch die Knieoperation der jetzt auslÃ¶sende Faktor
letztendlich fÃ¼r die Embolie gewesen sei. Nur die direkte MÃ¶glichkeit der
AuslÃ¶sung mit hoher Wahrscheinlichkeit kÃ¶nne zur Anerkennung fÃ¼hren, die
indirekte MÃ¶glichkeit, in diesem Fall nicht einmal mit hoher Wahrscheinlichkeit,
reiche nicht zur Anerkennung aus.

Durch Urteil vom 11. Januar 2002 hat das Sozialgericht die Beklagte unter
AbÃ¤nderung der streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheide verpflichtet, die bei dem
KlÃ¤ger am 9. September 1998 aufgetretene Lungenembolie als weitere Folge des
Unfalls vom 26. Oktober 1988 anzuerkennen. Zur BegrÃ¼ndung hat das
Sozialgericht ausgefÃ¼hrt, die anerkannte Unfallfolge in Form des
postthrombotischen Syndroms im Bereich des linken Beines sei neben der am 1.
September 1998 durchgefÃ¼hrten Meniskusoperation im Bereich des rechten
Beines des KlÃ¤gers als wesentliche (Mit)Ursache fÃ¼r die eingetretene
Lungenembolie aufzufassen. Dies ergebe sich aus dem
SachverstÃ¤ndigengutachten von Prof. Dr. B. Sowohl Prof. Dr. B als auch Prof. Dr. V
seien der Auffassung, dass die am 1. September 1998 durchgefÃ¼hrte
Meniskusoperation am rechten Bein des KlÃ¤gers zu einer ErhÃ¶hung des
Thromboserisikos gefÃ¼hrt habe. Dem Gutachten von Prof. Dr. B sei jedoch zu
entnehmen, dass die durch die erlittene Beinvenenthrombose hervorgerufene
Risikosteigerung in Bezug auf die erlittene Lungenembolie zumindest annÃ¤hernd
gleichwertig einzuschÃ¤tzen sei wie die durch die Knieoperation herbeigefÃ¼hrte
Risikovermehrung. Der von Prof. Dr. V vertretenen Auffassung, wonach das
risikoerhÃ¶hende Zusammentreffen der durchgefÃ¼hrten Knieoperation mit einer
vom Vater des KlÃ¤gers vererbten Thrombophilie die Lungenembolie hervorgerufen
habe, sei bereits aus rechtlichen GrÃ¼nden nicht zu folgen, denn es sie nicht
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erwiesen, dass der KlÃ¤ger an einer vererbten Thrombophilie leide.

Gegen das am 6. Mai 2002 zugestellte Urteil hat die Beklagte am 4. Juni 2002
Berufung eingelegt.

Zur BegrÃ¼ndung fÃ¼hrt die Beklagte aus, es sei vÃ¶llig unstrittig, dass eine
stattgehabte venÃ¶se Thrombose zu einem wesentlich hÃ¶heren Risiko, an einer
Rezidivthrombose zu erkranken, disponiere. Im vorliegenden Fall sei jedoch unter
Hinweis auf die Beweisanforderungen in der gesetzlichen Unfallversicherung ein
Ursachenzusammenhang zwischen dem Ereignis am

26. Oktober 1988 und der am 9. September 1998 aufgetretenen Lungenembolie
wahrscheinlich zu machen. Die Lungenembolie sei im Zusammenhang mit einer
Operation am Kniegelenk aufgetreten. Es hÃ¤tten postoperativ eine Summe von
Risikofaktoren fÃ¼r thromboembolische Komplikationen vorgelegen, von denen
jeder einzelne AuslÃ¶ser einer erneuten Thromboembolie gewesen sein kÃ¶nne. Bei
Beachtung der rechtlichen Anforderungen lasse sich ein Kausalzusammenhang
unter Hinweis auf die Gutachten von Dr. H und Prof. Dr. V nicht wahrscheinlich
machen. Dagegen beachte Prof. Dr. B nicht den erforderlichen BeweismaÃ�stab
fÃ¼r den Kausalzusammenhang in der gesetzlichen Unfallversicherung.

Die Beklagte beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 11. Januar 2002 aufzuheben und die Klage
abzuweisen.

Der KlÃ¤ger beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Wegen der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den Inhalt
der Gerichtsakte und der beigezogenen Verwaltungsakten verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die form- und fristgerecht eingelegte Berufung ist zulÃ¤ssig aber unbegrÃ¼ndet.
Das Sozialgericht hat die Beklagte unter AbÃ¤nderung des Bescheides vom 23.
September 1999 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 30. Mai 2000 zu Recht
verurteilt, die bei dem KlÃ¤ger am 9. September 1998 aufgetretene Lungenembolie
als weitere Folge des Unfalls vom 26. Oktober 1988 anzuerkennen. Die von dem
KlÃ¤ger erhobene Feststellungsklage gemÃ¤Ã� Â§ 55 Abs. 1 Nr. 3
Sozialgerichtsgesetz (SGG) war zulÃ¤ssig und begrÃ¼ndet.

WÃ¤hrend die versicherte TÃ¤tigkeit, das Unfallgeschehen und der KÃ¶rperschaden
einschlieÃ�lich dessen Art und AusmaÃ� im Sinne des Vollbeweises, also mit an
Sicherheit grenzender Wahrscheinlichkeit, nachgewiesen werden mÃ¼ssen, ist
fÃ¼r den ursÃ¤chlichen Zusammenhang als Voraussetzung der
EntschÃ¤digungspflicht, der nach der auch sonst im Sozialrecht geltenden Lehre
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von der wesentlichen Bedingung zu bestimmen ist, grundsÃ¤tzlich die â��
hinreichende â�� Wahrscheinlichkeit, nicht allerdings die bloÃ�e MÃ¶glichkeit
ausreichend. Eine hinreichende Wahrscheinlichkeit liegt vor, wenn bei
vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung aller UmstÃ¤nde den fÃ¼r den Zusammenhang
sprechenden UmstÃ¤nden ein deutliches Ã�bergewicht zukommt, so dass darauf
die richterliche Ã�berzeugung gegrÃ¼ndet werden kann (BSGE 45, Seite 285 ff).
Der Kausalzusammenhang muss also nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit und erst
recht nicht im Sinne eines Vollbeweises nachgewiesen werden.

Unter BerÃ¼cksichtigung dieser GrundsÃ¤tze geht der Senat davon aus, dass die
bei dem KlÃ¤ger am 9. September 1998 aufgetretene Lungenembolie Folge des
Unfalls vom 26. Oktober 1988 ist. Dies ergibt sich aus dem Ã¼berzeugenden
Gutachten des gerichtlichen SachverstÃ¤ndigen Prof. Dr. B vom 12. Dezember 2000
nebst ergÃ¤nzender Stellungnahme vom 27. April 2001.

Die im Verwaltungs- und Gerichtsverfahren tÃ¤tigen gewordenen Gutachter sind
sich darÃ¼ber einig, dass grundsÃ¤tzlich eine stattgehabte venÃ¶se Thrombose
den Patienten zu einem wesentlich hÃ¶heren Thromboserisiko disponiert als den
Durchschnitt der BevÃ¶lkerung. Dies sieht Prof. Dr. B als ausschlaggebendes
Argument dafÃ¼r an, dass die Lungenembolie wahrscheinlich auf die 1988
durchgemachte Thrombose zurÃ¼ckzufÃ¼hren ist. Er hat sich in seinem Gutachten
eingehend mit dem erhÃ¶hten Thromboserisiko durch die erlittene
Phlebothrombose auseinandergesetzt und alle anderen denkbaren konkurrierenden
Ursachen diskutiert. Als kÃ¶rperlichen Untersuchungsbefund hat Prof. Dr. B sowohl
das Gewicht des KlÃ¤gers als auch den Blutdruck festgestellt und damit zur
Grundlage seiner Beurteilung gemacht. Er hat der unfallbedingten Phlebothrombose
jedoch eine Ã¼berragende Bedeutung beigemessen und andere Ursachen
ausgeschlossen.

Dr. H sieht das erhÃ¶hte Thromboserisiko aufgrund einer bereits durchgemachten
Phlebothrombose nur als eine von mehreren in Betracht kommenden Ursachen an.
Als weitere Risikofaktoren fÃ¼r thrombo-embolische Komplikationen sieht er ein
mÃ¶gliches genetisches Thromboserisiko, ein konstitutionelles Risiko wie
Ã�bergewicht und Hypertonie, ein Thromboseembolierisiko bei Eingriffen an
groÃ�en Gelenken und das hohe Thromboseembolierisiko bei notwendigen
Operationen bei bereits durchgemachter Phlebothrombose an. Jeder dieser
Risikofaktoren kÃ¶nne AuslÃ¶ser einer erneuten Thromboembolie sein, deshalb sei
es nicht gerechtfertigt, die als Unfallfolge anerkannte Phlebothrombose als alleinige
oder Ã¼berwiegende Ursache anzusehen. Dieser Schlussfolgerung ist entgegen zu
halten, dass Dr. H die Wertigkeit der als Ursache in Betracht kommenden
Risikofaktoren weder diskutiert noch eine AbwÃ¤gung vornimmt. AuÃ�erdem wird
eine familÃ¤re Thrombosebelastung unterstellt, weil der Vater des KlÃ¤gers eine
Thrombose hatte. Eine angeborene Thrombophilie ist jedoch, wie das Sozialgericht
bereits zutreffend ausgefÃ¼hrt hat, nicht nachgewiesen. Prof. Dr. B verweist darauf,
dass die maÃ�gebenden Blutwerte im Entlassungsbericht des K-Krankenhauses H
vom 3. November 1998 als normal beschrieben worden sind. Aus dem
Entlassungsbericht der B Klinik B vom 14. November 1998 ergebe sich, dass dort
die Konzentration fÃ¼r Protein-C und Protein-S erniedrigt gewesen sei, wÃ¤hrend
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fÃ¼r AT III und APC-Resistenz normale Werte gemessen worden seien. Es ist
nachvollziehbar, dass diesen werten keine fÃ¼r den Nachweis des Vorliegens einer
Thrombophilie maÃ�gebliche Bedeutung beigemessen werden kann, denn sie sind
unter der Therapie von oralen Antikoagulanzien erhoben worden. Da die oben
genannten Faktoren, so Prof. Dr. B, Vitamin-K- abhÃ¤ngig sind, werden sie durch die
bei dem KlÃ¤ger durchgefÃ¼hrte Falithrom-Therapie verÃ¤ndert. Allein der
Umstand, dass der Vater des KlÃ¤gers ebenfalls an einer Thrombose gelitten hatte,
ist kein Beweis dafÃ¼r, dass bei dem KlÃ¤ger eine angeborene Thrombophilie
besteht.

Dem Argument Dr. H, das auch von Prof. Dr. V vertreten wird, ein
postthrombotisches Syndrom stelle zehn Jahre nach dem akuten Ereignis unter
entsprechender Behandlung kein hÃ¶heres Lungenembolierisiko dar als die anderen
Faktoren, hat Prof. Dr. B nachvollziehbar entgegengehalten, dass die Neigung zu
neuerlichen Thrombosen bei einem postthrombotischen Syndrom zum einen durch
die VerÃ¤nderung bzw. ZerstÃ¶rung der Venenklappen, durch Einengung und
unregelmÃ¤Ã�ige Konfiguration der Venenstrombahn und zum anderen durch die
raue und unregelmÃ¤Ã�ige Wandstruktur, bei der grobe EndothelschÃ¤den
vorlÃ¤gen, die ihrerseits zu einer Thrombose disponierten, bedingt sei. AuÃ�erdem
sei zu berÃ¼cksichtigen, dass die Klebrigkeit von BlutplÃ¤ttchen, die durch
Zusammenballen und Freisetzen von Gerinnungsfaktoren die Kaskade der
Blutgerinnung in Gang setzten, nach einer venÃ¶sen Thrombose in Richtung einer
erhÃ¶hten ThromboszytenadhaesivitÃ¤t verÃ¤ndert wÃ¼rden. Auch Jahre nach
Ã�berstehen einer solchen Thrombose bleibe die Klebrigkeit auf einem
pathologischen Niveau.

Der gerichtliche SachverstÃ¤ndige hat weiter ausgefÃ¼hrt, dass eine
Meniskusoperation normalerweise nicht thrombosegeneigt sei, es vielmehr nur auf
dem Boden einer postthrombotischen Thrombosebereitschaft zu einer
Rezidivthrombose komme.

Prof. Dr. V stÃ¼tzt seine Auffassung, es fehle an einem Kausalzusammenhang,
darauf, dass eine neue Thrombose der Beine ausgeschlossen worden sei, weshalb
das geschÃ¤digte Bein als Ursache ausscheide. Dies ist jedoch falsch. Es trifft nicht
zu, dass eine neue Thrombose ausgeschlossen wurde, denn aus dem
Entlassungsbericht der B Klinik B vom 14. November 1998 folgt nur, dass die
Emboliequelle nicht mehr zu sichern war und zwar weder an den Beinen noch an
anderer Stelle des KÃ¶rpers. Daraus kann weder der Schluss gezogen werden, dass
eine neue Thrombose an den Beinen ausgeschlossen ist noch dass Ã¼berhaupt
keine Rezidivthrombose aufgetreten ist. Prof. Dr. B hat hier â�� wie bereits oben
erwÃ¤hnt â�� Ã¼berzeugend dargelegt, dass auch Jahre nach Ã�berstehen einer
Thrombose die Klebrigkeit der BlutplÃ¤ttchen auf pathologischem Niveau bleibe.
Bekannt sei die erhÃ¶hte Thromboseneigung auch fÃ¼r den Zustand nach
Lungenembolie, selbst wenn im Venensystem keine Ursache fÃ¼r diese Embolie
gefunden worden sei und man keine postthrombotischen VerÃ¤nderungen an den
Venen selbst finde. Da eine Lungenarterienembolie nur auf der Basis einer
venÃ¶sen Thrombose entstehen kÃ¶nne, sei es vÃ¶llig unerheblich, ob zum
Zeitpunkt der Erkennung der Embolie noch Thromben vorgelegen hÃ¤tten oder
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nicht. Es sei hÃ¤ufig so, dass bei Lungenembolien die Streuquelle, d. h. der Ort der
Thrombose, nicht aufgefunden werden kÃ¶nne, mÃ¶glicherweise weil der einzige
Thrombus, der bestanden habe, in die Lunge embolisiert worden sei. Es kÃ¶nne
ebenso sein, dass der Thrombus, der embolisiert worden sei, in einer Region
entstanden sei, die der Diagnostik nicht zugÃ¤nglich sei, wie z.B. die Beckenvenen.
Allein die Tatsache des Bestehens der Lungenembolie beweise schon die vorherige
Existenz eines venÃ¶sen Thrombus.

Besteht, wie Ã¼berzeugend ausfÃ¼hrt, wegen der unfallbedingten
Phlebothrombose ein wesentlich hÃ¶heres Risiko einer erneuten Thrombose und
kÃ¶nnen andere Ursachen ausgeschlossen werden bzw. ist deren Wertigkeit
deutlich geringer, so kann zwar nicht der Beweis oder die hohe Wahrscheinlichkeit
eines Kausalzusammenhangs belegt werden, wohl aber, was ausreicht, die
hinreichende Wahrscheinlichkeit, denn es spricht mehr fÃ¼r als gegen die
UrsÃ¤chlichkeit des Risikofaktors einer bereits durchgemachten Thrombose, der die
anderen Faktoren deutlich Ã¼bersteigt.

Die Berufung war deshalb zurÃ¼ckzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§193 SGG.

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision gemÃ¤Ã� Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor.

Erstellt am: 07.09.2003

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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